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I. Einleitung

Georg Lienbacher ist ein leidenschaftlicher Mensch. Das gilt auch für seine Un-
terstützung anderer Menschen. Wer ihn kennt, weiß, was ich meine. Die Art und 
Weise, wie er mich nach meiner Berufung an die WU mit aller Kraft unterstützt 
hat, geht weit über die eines Kollegen hinaus. Für seine Freundschaft, sein Ver-
trauen und seine Offenheit danke ich ihm ganz herzlich und wünsche ihm zu 
seinem 65. Geburtstag das Allerbeste! 

In seinem wissenschaftlichen Werk hat sich Georg Lienbacher immer wieder 
mit der Arbeit der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse auseinanderge-
setzt, ua mit der Frage der Kontrolle staatsanwaltschaftlichen Handelns durch 
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Untersuchungsausschüsse.1 In den letzten Jahren hat sich vermehrt das Span-
nungsverhältnis zwischen parlamentarischen Untersuchungsausschüssen und 
Strafverfahren gezeigt, einem Aspekt dieses Spannungsverhältnisses widmet sich 
der folgende Beitrag.  

II. Das Spannungsverhältnis zwischen parlamentarischen
Untersuchungsausschüssen und Strafverfahren

Parlamentarische Untersuchungsausschüsse stellen ein wichtiges Instrument der 
parlamentarischen Kontrolle dar. Per se haben sie noch nichts mit Strafrecht zu 
tun, geht es bei der parlamentarischen Kontrolle doch nicht um eine strafrecht-
liche, sondern um eine politische Verantwortlichkeit.2 Dennoch zeigen die Un-
tersuchungsausschüsse der letzten Zeit immer wieder Wechselwirkungen zwi-
schen dem parlamentarischen Verfahren und Strafverfahren. Zum einen werden 
vor dem Untersuchungsausschuss Themen und Handlungen erörtert, die auch 
Gegenstand von Strafverfahren sind oder werden können, zum anderen können 
Aussagen vor dem Untersuchungsausschuss selbst zu Strafverfahren führen, ent-
weder weil sich durch eine wahrheitsgemäße Aussage die Auskunftsperson selbst 
belastet oder eine falsche Aussage ein Strafverfahren wegen falscher Beweisaus-
sage nach sich zieht. Diese Kollisionen zwischen Aufklärungstätigkeit eines par-
lamentarischen Untersuchungsausschusses und den Rechten und Interessen von 
Personen im Strafverfahren führen zu Spannungsfeldern. 

Ausgangspunkt für diese Spannungen ist die Tatsache, dass das Verfahren vor 
dem Untersuchungsausschuss kein Strafverfahren ist. Der Untersuchungsaus-
schuss hat andere Ziele und einen anderen Verfahrensgegenstand. Der Verfahrens-
gegenstand ist im Strafverfahren recht klar. Es geht darum, Beweise dafür oder 
dagegen zu sammeln, ob ein Sachverhalt vorliegt, der sich unter einen gesetzlichen 
Straftatbestand subsumieren lässt, und in der Folge jemand schuldig gesprochen 
wird, eine strafbare Handlung begangen zu haben. Es soll das Vorliegen bestimm-
ter vom Gesetz geforderter Tatbestandsmerkmale bewiesen werden. Anderes gilt 

___________________ 
1  Schäffer/Dax/Lienbacher, Untersuchungsausschüsse. Politische Praxis – rechtliche 

Neugestaltung (1995); Lienbacher, Wen dürfen parlamentarische Untersuchungsaus-
schüsse untersuchen?, in FS Wimmer (2008) 319; ders, Ist staatsanwaltliches Handeln 
ein zulässiger Kontrollgegenstand parlamentarischer Untersuchungsausschüsse?, in 
Lienbacher/Wielinger (Hg), Jahrbuch Öffentliches Recht 2010 (2010) 65. 

2  Vgl Pabel, Die Kontrollfunktion des Parlaments (2009) 107; Strauss, Parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss – Praxis und Perspektiven aus der Sicht eines Verfahrens-
richters, in Pilgermair (Hg), Parlamentarischer Untersuchungsausschuss. Praxis und 
Perspektiven (2023) 167 (169). 
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für den Untersuchungsausschuss: Er untersucht die politische Verantwortung
für bestimmte Vorgänge im Rahmen der Verwaltung. Der Untersuchungsgegen-
stand des Untersuchungsausschusses ist deutlich weiter und unbestimmter als 
jener im Strafverfahren. Daher können Staatsanwaltschaften und Strafgerichte 
zielgerichteter mit Blick auf ein konkretes tatbestandsrelevantes Verhalten die 
Zeugen und Beschuldigten befragen. Sie sind zudem anders als Abgeordnete zur 
Objektivität und Unparteilichkeit verpflichtet (§ 3 Abs 2 StPO).3 Das Strafpro-
zessrecht ist geprägt vom Bestreben nach dem Finden der materiellen Wahrheit, 
somit einen Sachverhalt vollständig und umfassend aufzuklären. Man könnte mei-
nen, dass die Suche nach der historischen Wahrheit auch das Ziel von parlamen-
tarischen Untersuchungsausschüssen ist. Jedoch, auch wenn dies ein Ziel sein mag, 
stehen politische Ziele und in der Regel jene Aspekte im Vordergrund, die den 
Vertretern der politischen Parteien ein Anliegen sind, während andere vernach-
lässigt oder nicht beachtet werden. Damit aber ist die umfassende Aufklärung 
kein vorrangiges Ziel eines Untersuchungsausschusses und es besteht auch keine 
Verpflichtung der Abgeordneten zur materiellen Wahrheitsfindung.4  

Unterschiedlich ist – wie Schünemann5 aufzeigt – auch die Rolle der Öffent-
lichkeit im Kontext des Strafverfahrens einerseits und des parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses andererseits: Im Strafverfahren dient die Öffentlich-
keit der Kontrolle der Justiz zum Schutz des Beschuldigten, um zu verhindern, 
dass dieser einem übermächtigen Richter ausgeliefert ist. Der Grundsatz der Öf-
fentlichkeit (§ 12 Abs 1 StPO) schützt somit die Rechtmäßigkeit der Anwendung 
des materiellen und formellen Rechts.6 Allerdings gilt der Grundsatz der Öffent-
lichkeit nur im Haupt- und Rechtsmittelverfahren, während das Ermittlungsver-
fahren zum Schutz der Unschuldsvermutung und zur Sicherung ungestörter 
Ermittlungen nicht-öffentlich abläuft. Der Untersuchungsausschuss ermittelt 
hingegen in der (wenn auch auf Medien beschränkten) Öffentlichkeit und die Öf-
fentlichkeit selbst ist Adressat der Aktivitäten der Parteien im Untersuchungsaus-
schuss. Es geht (auch) darum, die Öffentlichkeit über Fehler im Bereich der Voll-
ziehung aufzuklären, wobei hierbei aus der Natur der Sache heraus stets auch 
___________________ 
3  McAllister/Wess in Birklbauer ua (Hg), Linzer Kommentar zur Strafprozessordnung 

(2020) § 3 Rz 24; Schmoller in Fuchs/Ratz (Hg), WK-StPO (242. Lfg 2012) § 3 
Rz 18 ff; Hinterhofer/Oshidari, System des österreichischen Strafverfahrens (2017) 
Rz 2.42. 

4  Schünemann, Parlamentarische Untersuchungsausschüsse und Strafverfahren, in 
Rotsch/Brüning/Schady (Hg), FS Ostenhof (2015) 817 (820 f).  

5  Schünemann in FS Ostenhof 820 f. 
6  Lienbacher, Der Öffentlichkeitsgrundsatz des Zivil- und Strafverfahrens im österrei-

chischen Verfassungsrecht (Teil I), ÖJZ 1990, 425; Schmoller in Fuchs/Ratz (Hg), 
WK-StPO (172. Lfg 2012) § 12 Rz 16. 
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politische Interessen verfolgt werden, die auf die Maximierung von Wählerstim-
men bei der nächsten Wahl ausgerichtet sind.7  

Im Strafverfahren geht es um die Frage, ob eine Straftat begangen wurde, 
und letztlich um die Verurteilung einer Person wegen dieser Straftat. Es geht dabei 
letztlich um die Aufhebung der Unschuldsvermutung. Dies kann ausschließlich 
durch das Strafgericht erfolgen. Bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld einer 
Person wird vermutet, dass der wegen einer strafbaren Handlung Beschuldigte/ 
Angeklagte unschuldig ist. Das gilt generell und daher auch für das Verfahren im 
Untersuchungsausschuss, dessen Ziel auch nicht die Verurteilung einer bestimm-
ten Person ist. Denn die Unschuldsvermutung wird nur dann aufgehoben, wenn 
es eine rechtskräftige Verurteilung gibt. Der Untersuchungsausschuss kann sich 
nur mit der politischen Verantwortung auseinandersetzen, er kann aber nicht 
darüber entscheiden, ob jemand schuldig ist, eine Straftat begangen zu haben. 
Diese Aufgabe und Kompetenz liegt ausschließlich bei den Strafgerichten. Da-
her ist auch im Untersuchungsausschuss darauf zu achten, dass die Unschulds-
vermutung aufrecht bleibt.  

III. Der „nemo tenetur“-Grundsatz

Der „nemo tenetur“-Grundsatz stellt nach Ansicht des EGMR ein Herzstück 
des fairen Verfahrens dar, obwohl Art 6 MRK das Verbot zum Zwang zur Selbst-
belastung nicht ausdrücklich nennt.8 In der Regel sieht der EGMR dieses in en-
gem Zusammenhang mit der Unschuldsvermutung gem Art 6 Abs 2 MRK.9 Der 
VfGH leitet das Verbot des Zwangs zur Selbstbelastung aus dem Anklagegrund-
satz (Art 90 B-VG) ab. Das „nemo tenetur“-Prinzip besagt im Kern, dass niemand 
dazu gezwungen werden darf, sich selbst einer strafbaren Handlung zu beschul-
digen. Dies enthält auch, dass ein Beschuldigter nicht gezwungen werden darf, 

___________________ 
7  Vgl Schünemann in FS Ostenhof 825. 
8  EGMR (GK) 08.02.1996, 18731/91 (Murray/GB) = EuGRZ 1996, 587; EGMR 17.12. 

1996, 19187/91 (Saunders/GB) (Z 68); EGMR 08.04.2004, 38544/97 (Weh/AT) (Z 46); 
EGMR (GK) 11.07.2006, 54810/00 (Jalloh/GE) (Z 100); EGMR 01.06.2010, 22978/05 
(Gäfgen/DE) (Z 168); EGMR 14.10.2010, 1466/07 (Brusco/FR) (Z 44); vgl Höpfel, 
Zur Bedeutung des Zeugnisverweigerungsrechtes nach § 152 Abs 1 Z 1 StPO, in Fuchs/ 
Brandstetter (Hg), FS Platzgummer (1995) 253 (255). 

9  EGMR (GK) 08.02.1996, 18731/91 (Murray/GB) = EuGRZ 1996, 587; EGMR 08.04. 
2004, 38544/97 (Weh/AT) (Z 46); vgl Grabenwarter/Pabel, EMRK7 (2021) § 24 Rz 138; 
Meyer-Ladewig/Harrendorf/König in Meyer-Ladewig/Nettesheim/von Raumer (Hg), 
EMRK4 Art 6 Rz 129; Kröll in Holoubek/Lienbacher (Hg), GRC2 (2019) Art 48 
Rz 36 ff.
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Beweise gegen sich selbst zu liefern.10 Der „nemo tenetur“-Grundsatz berechtigt
den Beschuldigten, die Aussage zu verweigern und auch dazu, alles zu seiner 
Verteidigung vorzubringen, selbst wenn es inhaltlich falsch ist.11  

Ein Spannungsverhältnis zum „nemo tenetur“-Grundsatz entsteht dann, wenn 
es zum einen eine Verpflichtung zur (wahren) Aussage gibt, sich die Person je-
doch zum anderen mit dieser Aussage selbst belasten würde. Dies kann sich ins-
besondere dann ergeben, wenn außerstrafrechtliche Normen, wie etwa die Ver-
fahrensordnung für Untersuchungsausschüsse, zu einer wahrheitsgemäßen Aus-
sage verpflichten. Aufgrund der Verzahnung von Untersuchungsausschuss und 
Strafverfahren ist die Frage zentral, ob und unter welchen Voraussetzungen eine 
Auskunftsperson im Untersuchungsausschuss das Recht hat, zu schweigen und 
nicht an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken oder allenfalls sogar die 
Unwahrheit zu sagen. 

In diesem Spannungsverhältnis ist wesentlich, welche Rechte der Auskunfts-
person, die gleichzeitig Beschuldigter in einem Strafverfahren ist oder sich der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung durch ihre Aussage aussetzen könnte, im Un-
tersuchungsausschuss eingeräumt werden. Werden ihr nicht die gleichen Rechte 
wie im Strafverfahren gewährt, bestünde die Gefahr, dass die Beschuldigten-
rechte des Strafverfahrens konterkariert würden, denn es würde dazu führen, 
dass die Person im Untersuchungsausschuss sich selbst belasten müsste, obwohl 
sie diese Pflicht im Strafverfahren nicht hat.  

 

IV. Rechte und Pflichten von Auskunftspersonen
vor dem Untersuchungsausschuss

A. Beschuldigter – Zeuge – Auskunftsperson

Ein grundlegender Unterschied zwischen Befragungen im Untersuchungsaus-
schuss und Vernehmungen vor einem Strafgericht liegt in der Person des Beschul-
digten. Der Beschuldigte hat in dem Strafverfahren, das gegen ihn geführt wird, 
das Recht zu schweigen und auch das Recht, die Unwahrheit zu sagen. Dieses 
Recht steht aber auch im Strafprozess ausschließlich dem Beschuldigten in dem 
gegen ihn geführten Strafverfahren zu. Im Untersuchungsausschuss gibt es kei-
nen Beschuldigten. Vielmehr handelt es sich bei den befragten Personen um Aus-

___________________ 
10 Lukan in Kahl/Khakzadeh/Schmid (Hg), Kommentar zum Bundesverfassungsrecht 

B-VG und Grundrechte (2021) Art 90 B-VG Rz 12 f. 
11 McAllister/Wess in Birklbauer ua, Linzer Kommentar zur Strafprozessordnung § 7 

Rz 15 ff. 
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kunftspersonen, die mit Zeugen im Strafprozess vergleichbar sind. Daher sind
im Untersuchungsausschuss auch nicht die Beschuldigtenrechte zu wahren.  

Diese Auskunftspersonen haben nach § 33 Abs 1 VO-UA die Pflicht, die 
Wahrheit zu sagen. Daraus ergibt sich eine Antwort- und eine Wahrheitspflicht.12 
Dies gilt unabhängig davon, ob parallel zum Untersuchungsausschuss ein Straf-
verfahren gegen die Auskunftsperson läuft. Eine Falschaussage vor einem Un-
tersuchungsausschuss ist gem § 288 StGB strafbar. Dies stellt jedoch keinen Un-
terschied zum gerichtlichen Strafverfahren dar. Denn das Recht, die Unwahrheit 
zu sagen, hat auch dort nur der Beschuldigte. Tritt jemand jedoch als Zeuge im 
Strafverfahren auf, so trifft ihn jedenfalls eine Wahrheitspflicht. Die Wahrheits-
pflicht gegenüber dem Untersuchungsausschuss bedeutet somit für sich genom-
men keine Schlechterstellung der Auskunftsperson im Vergleich zum Strafver-
fahren, denn ein Vergleich ist nur mit der Person des Zeugen, nicht aber jener 
des Beschuldigten passend. Sowohl im Strafverfahren als auch vor dem parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss besteht für den Zeugen bzw die Auskunfts-
person eine Wahrheitspflicht.  

Die Strafprozessordnung schützt allerdings auch den Zeugen davor, sich selbst 
belasten zu müssen. Gem § 157 Abs 1 Z 1 StPO sind Personen zur Verweigerung 
der Aussage berechtigt, soweit sie ansonsten sich oder einen Angehörigen der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder im Zusammenhang mit einem gegen sie 
geführten Strafverfahren der Gefahr aussetzen würden, sich über ihre bisherige 
Aussage hinaus selbst zu belasten.13 Dieses Aussageverweigerungsrecht umfasst 
sowohl eine bereits stattfindende als auch eine bloß mögliche Verfolgung des 
Zeugen wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung. Die Gefahr einer Verfol-
gung wegen einer Verwaltungsübertretung ist davon nicht erfasst.14 Grund für 
die Aussageverweigerung ist, dass sich der Zeuge durch seine Aussage der Ge-
fahr künftiger strafrechtlicher Verfolgung aussetzen würde oder dass er Gefahr 
liefe, sich im Zusammenhang mit einem gegen ihn geführten (noch anhängigen 
oder schon beendeten) Strafverfahren selbst zu belasten.15  

___________________ 
12  Parlament, Handbuch zum Recht der Untersuchungsausschüsse im Nationalrat (2019).  
13  Vgl Kirchbacher/Sadoghi in Fuchs/Ratz (Hg), WK-StPO (321. Lfg 2020) § 246 

Rz 67 f; Kirchbacher/Keglevic in Fuchs/Ratz (Hg), WK-StPO (339. Lfg 2021) § 157 
Rz 3. 

14  Nimmervoll, Zeugnishindernisse im neuen Strafverfahren. StPO-Neu Teil XIV, ÖJZ 
2008, 583 (584).

15  Kirchbacher/Keglevic in Fuchs/Ratz, WK-StPO § 157 Rz 2. 
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B. Verweigerung der Aussage nach der Verfahrensordnung
für Untersuchungsausschüsse

Auch die Verfahrensordnung für Untersuchungsausschüsse (VO-UA) sieht eine 
Reihe von Gründen vor, die Aussage zu verweigern. Im Wesentlichen entspre-
chen diese den Aussageverweigerungsgründen im Verfahren vor den ordentli-
chen Gerichten. Die Auskunftsperson ist über die Aussageverweigerungsgründe 
ausdrücklich zu belehren (§ 38 VO-UA). Eine Auskunftsperson, welche die Aus-
sage verweigern will, hat die Gründe der Verweigerung vor dem Untersuchungs-
ausschuss oder in ihrer schriftlichen Äußerung gem § 31 UA-VO anzugeben. 
Falls dies ein Mitglied des Untersuchungsausschusses oder der Vorsitzende ver-
langt, hat sie dies glaubhaft zu machen. Der Vorsitzende hat gemäß § 45 Abs 2 
VO-UA zu prüfen, ob tatsächlich ein Aussageverweigerungsrecht vorliegt, und 
entscheidet nach Beratung mit dem Verfahrensrichter über die Rechtmäßigkeit 
der Verweigerung. Kommt der Vorsitzende zur Auffassung, dass die Verweige-
rung der Aussage nicht gerechtfertigt ist, kann er bei fortgesetzter Verweigerung 
nach § 55 VO-UA die Verhängung einer Beugestrafe bis zu 1.000 € beantragen.  

Die Auskunftsperson ist verpflichtet, auch bei Vorliegen von Aussageverwei-
gerungsgründen der Ladung zum Untersuchungsausschuss Folge zu leisten. Sie 
darf nicht ihr Nichterscheinen damit begründen. Eine Aussageverweigerung darf 
nur vor Ort im Untersuchungsausschuss erfolgen und sie darf sich nach dem 
klaren Wortlaut der Bestimmung des § 43 VO-UA nur auf die Beantwortung 
einzelner gestellter Fragen, nicht auf ganze Befragungsthemen oder überhaupt 
auf die gesamte Befragung beziehen.16 Daher darf ein Nichterscheinen im Un-
tersuchungsausschuss auch nicht mit dem gleichzeitigen Laufen eines strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahrens begründet werden, und zwar auch dann nicht, 
wenn sich die Auskunftsperson mangels konkreter Information über Anzeigen 
oder strafbehördliche Ermittlungen der Gefahr der Verletzung des Verbots der 
Selbstbezichtigung ausgesetzt sehen würde.17 Vielmehr ist es nur zulässig, sich 
bei Beantwortung einzelner Fragen auf diesen Aussageverweigerungsgrund zu 
berufen. 

C. Aussageverweigerungsgründe im Untersuchungsausschuss

Die Aussage darf nach § 43 VO-UA ua dann verweigert werden, wenn die Be-
antwortung einer Frage die Privatsphäre der Auskunftsperson oder eines Ange-
hörigen oder für die Auskunftsperson oder einen Angehörigen die Gefahr straf-
___________________ 
16 Schrefler-König/Loretto, Verfahrensordnung für Parlamentarische Untersuchungs-

ausschüsse (2020) § 43 Anm 1. 
17 Bsp BVwG 29.04.2024, W157 2289771-1/12E. 
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gerichtlicher Verfolgung nach sich ziehen würde (§ 43 Abs 1 Z 1 VO-UA). Ziel 
dieser Aussageverweigerungsgründe ist es, zum einen – über die Aussageverwei-
gerungsgründe der StPO und der ZPO hinaus – die Persönlichkeitsrechte der 
Auskunftsperson oder eines Angehörigen und zum anderen die Auskunftsperson 
vor einem Zwang zur Selbstbezichtigung zu schützen.18 Für den Schutz vor einer 
erzwungenen Selbstbelastung muss eine Auskunftsperson vor dem Untersu-
chungsausschuss geltend machen, dass es strafbehördliche Ermittlungen im Zu-
sammenhang mit ihrer Person gibt oder die Gefahr besteht, dass sie sich bei 
Beantwortung einer konkreten Frage einer strafrechtlichen Handlung selbst be-
zichtigen würde.19 Dies gilt auch, wenn die Auskunftsperson zwar weiß, dass es 
strafrechtliche Ermittlungen gegen sie gibt, sie darüber aber nichts Genaueres 
weiß, da sie sich zum Befragungszeitpunkt mangels behördlicher Verständigung 
und Möglichkeit zur Akteneinsicht noch nicht informieren konnte. Der Unter-
suchungsausschuss hat in diesem Fall über die Rechtsmäßigkeit der Verweige-
rung gem § 45 Abs 2 VO-UA zu entscheiden.20 

Vergleicht man die Bestimmung des § 43 Abs 1 Z 1 VO-UA mit jener des § 157 
Abs 1 Z 1 StPO, so unterscheidet sich der Wortlaut ua insofern, als die VO-UA 
jenen Fall nicht nennt, dass sich der Zeuge im Zusammenhang mit einem gegen 
ihn geführten Strafverfahren der Gefahr aussetzen würde, sich über ihre bishe-
rige Aussage hinaus selbst zu belasten. Dies könnte eine Relevanz in jenen Fällen 
haben, in denen gegen die Auskunftsperson zum Zeitpunkt ihrer Aussage vor 
dem Untersuchungsausschuss bereits ein Strafverfahren geführt wird. Dieser 
Unterschied mag seinen Grund darin haben, dass dieser Satzteil auch in § 321 
Abs 1 Z 1 ZPO, welcher als Vorbild für § 43 VO-UA diente,21 nicht enthalten 
ist. Trotz dieses terminologischen Unterschieds ist davon auszugehen, dass § 43 
Abs 1 Z 1 VO-UA sich auch auf den Fall bezieht, dass die Gefahr besteht, sich 
während eines laufenden Strafverfahrens durch die Aussage vor dem Untersu-
chungsausschuss über die bisherige Aussage hinaus zu belasten. So wird auch bei 
§ 321 Abs 1 Z 1 ZPO von einem Zeugnisverweigerungsrecht ausgegangen, wenn 
die Aussage zu einer Beweiserleichterung in einem bereits anhängigen Strafver-
fahren führen könnte.22 Auch während eines laufenden Strafverfahrens kann die 
Gefahr einer strafgerichtlichen Verfolgung über die bereits vom Beschuldigten 
___________________ 
18  Schrefler-König/Loretto, Verfahrensordnung § 43 Anm 8. 
19  Joklik, Parlamentarischer Untersuchungsausschuss – Praxis und Perspektiven aus der 

Sicht eines Verfahrensanwalts, in Pilgermair (Hg), Parlamentarischer Untersuchungs-
ausschuss (2023) 213 (227). 

20  BVwG 29.04.2024, W157 2289771-1/12E. 
21  Schrefler-König/Loretto, Verfahrensordnung § 43 Anm 1. 
22  Simotta, Die familienrechtlichen Entschlagungsgründe der ZPO (Teil I), ÖJZ 1997, 

486 (491). 
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gestandenen Fakten hinaus bestehen, wenn durch die Beantwortung neue oder 
weitergehende Fakten gestanden würden. Ein Aussageverweigerungsrecht, das
einem Beschuldigten in einem parallel laufenden Strafverfahren zugutekäme, im 
Untersuchungsausschuss nicht vorzusehen, wäre im Hinblick auf das Verbot 
zum Zwang zur Selbstbelastung nicht tragbar. Denn es würde dazu führen, dass 
eine Aussage vor dem Untersuchungsausschuss die Auskunftsperson in seiner 
Verteidigungsstrategie und der Art seiner Verantwortung im Strafverfahren be-
einträchtigen würde. Die Person wäre in diesem Fall gezwungen, unter Wahr-
heitspflicht Umstände zu offenbaren, die sie im Strafverfahren nicht gesagt hat 
und auch nicht sagen möchte. Kein Aussageverweigerungsgrund wegen Gefahr 
der Selbstbelastung besteht dann, wenn die Auskunftsperson wegen des die Aus-
sage betreffenden Faktums bereits rechtskräftig verurteilt wurde und eine Wie-
deraufnahme zu seinem Nachteil ausscheidet. In diesem Fall ist kein Raum mehr 
für die Anwendung des „nemo tenetur“-Grundsatzes.23 

D. Befragung vor dem Untersuchungsausschuss

Vielfach wird kritisiert, dass Auskunftspersonen gerade im Hinblick auf ein dro-
hendes Strafverfahren im Untersuchungsausschuss eine problematische Stellung 
einnehmen und ihre Persönlichkeitsrechte nicht ausreichend geschützt würden. 
Die Abgeordneten würden die Auskunftspersonen dazu drängen, dass letztere 
zu Aussagen veranlasst werden, mit denen sie sich entweder selbst belasten oder 
die objektiv falsch sind, sie diese aber tätigen, um sich vor ihrer eigenen Strafver-
folgung zu schützen. Der Schutz der Auskunftspersonen vor einem Zwang zur 
Selbstbelastung sei nicht in ausreichendem Ausmaß gewährleistet.  

Eines vorweg: Ein Untersuchungsausschuss ist kein Strafgericht, die Abge-
ordneten sind keine erfahrenen Richter oder Staatsanwälte. Es ist daher eine Tat-
sache, dass Befragungen von Auskunftspersonen vor dem Untersuchungsaus-
schuss anders ablaufen als solche vor einem Strafgericht. Abgeordnete trifft keine 
Pflicht zur Wahrheitsfindung und zur Aufklärung des gesamten Sachverhalts. Es 
fehlt ihnen die Ausbildung und Erfahrung in der Befragung, um einen Sachver-
halt allumfassend aufzuklären.24 Auch das Ziel der Befragung ist nicht das glei-
che. Ein Untersuchungsausschuss urteilt nicht über Schuld oder Unschuld einer 
Person. Rein faktisch gestaltet sich die Befragung vor dem Untersuchungsaus-
schuss anders als vor Gericht. Während ein Gerichtsverfahren klar strukturiert 
und idR möglichst sachlich abläuft, werden Befragungen im Untersuchungsaus-
schuss oft mit Emotionen, wenig Struktur, aber politischen Absichten von Ab-

___________________ 
23 Kirchbacher/Keglevic in Fuchs/Ratz, WK-StPO § 157 Rz 3. 
24 Schünemann in FS Ostenhof 827. 
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geordneten durchgeführt, die nicht unparteiisch und unabhängig agieren müssen.
Die Fragesteller haben auch idR nicht eine einzige Zielrichtung, sondern oftmals 
entgegengesetzte Interessen. Es darf daher von einem Untersuchungsausschuss 
keine objektive Befragung erwartet werden. Dass dies zu einer für die Auskunfts-
personen unangenehmen Situation führen kann, ist eine Konsequenz davon.25 

Gemäß § 41 VO-UA müssen Fragen an Auskunftspersonen durch das in der 
Ladung festgelegte Beweisthema gedeckt sein. Die Fragen dürfen nicht unbe-
stimmt, mehrdeutig, verfänglich, beleidigend oder unterstellend sein und nicht 
Grund- oder Persönlichkeitsrechte verletzen. Die Bestimmung entspricht damit 
im Wesentlichen jener in § 164 Abs 4 StPO. Ebenso fast wortgleich in StPO und 
VO-UA ist das Verbot solcher Fragen verankert, in denen eine von der Auskunfts-
person nicht zugestandene Tatsache als bereits zugestanden angenommen wird 
(Fangfragen). Auch Suggestivfragen dürfen im Untersuchungsausschuss nur ge-
stellt werden, wenn die Auskunft nicht in anderer Weise erlangt werden kann 
(§ 41 Abs 3 VO-UA). Nach der StPO sind sie zwar nicht verboten, dürfen aller-
dings nur dann gestellt werden, wenn dies „zum Verständnis des Zusammenhan-
ges erforderlich ist“.26 Was die rechtlichen Regelungen betrifft, bestehen somit 
keine fundamentalen Unterschiede zwischen der Vernehmung im Strafverfahren 
und der Befragung vor dem Untersuchungsausschuss.  

Ein wesentlicher Unterschied zwischen Untersuchungsausschuss und Straf-
verfahren liegt darin, dass die Auskunftsperson eine Vertrauensperson mitbrin-
gen und bei ihrer Befragung vor dem Untersuchungsausschuss auch beiziehen 
kann (§ 46 UA-VO). Diese darf selbst keine Erklärungen abgeben oder anstelle 
der Auskunftsperson antworten. Allerdings darf und kann sich die Auskunfts-
person vor Beantwortung von Fragen mit der Vertrauensperson beraten (§ 33 
Abs 1 Z 1 UA-VO).27 Eine solche Möglichkeit, die Beantwortung einzelner Fra-
gen mit dem Verteidiger oder einer Vertrauensperson zu besprechen, sieht die 
StPO weder für den Beschuldigten noch für den Zeugen vor, und zwar weder 
im Ermittlungs- noch im Hauptverfahren. In dieser Hinsicht ist die Auskunfts-
person im Vergleich zu einem Beschuldigten oder Zeugen im Strafverfahren sogar 
besser gestellt. 

Insgesamt gewährleisten die gesetzlichen Regelungen der UA-VO somit durch-
aus einen der StPO entsprechenden Schutz der Auskunftsperson.28 Wenn es zu 
___________________ 
25  Vgl dazu Reindl-Krauskopf, Untersuchungsausschüsse und Strafrecht – Ausgewählte 

Probleme, ÖJZ 2024, 801. 
26  Kirchbacher/Keglevic in Fuchs/Ratz (Hg), WKStPO (339. Lfg 2021) § 164 Rz 41. 
27  Joklik in Jedliczka/Joklik (Hg), Das Recht des Untersuchungsausschusses (2023) § 46 

Rz 3. 
28  Ebenso Schiesbühl, Parallel geführte strafrechtliche Ermittlungsverfahren und parla-

mentarische Untersuchungsausschüsse, JSt 2021, 487 (491). 
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Schwierigkeiten bei der Befragung von Auskunftspersonen kommt, liegt dies we-
niger an den gesetzlichen Regelungen als an ihrer praktischen Handhabung, die 
durch den Unterschied geprägt ist, dass – wie oben ausgeführt – nicht Richter
oder Staatsanwälte die Befragung durchführen, der Untersuchungsgegenstand 
deutlich weiter als in einem Strafverfahren ist und es sich um ein politisches Gre-
mium handelt, in dem es auch um politische Interessen und nicht bloß um die 
objektive rechtliche Beurteilung eines Sachverhalts geht. Werden die Aussagen 
im Untersuchungsausschuss gewürdigt, so darf dies auch zu keiner Beurteilung 
einer strafrechtlichen Schuld führen. Eine solche würde der Unschuldsvermutung 
widersprechen.29  

 

V. Wahrheitspflicht und deren strafrechtliche Absicherung

A. Anwendung des § 288 StGB auf Auskunftspersonen
im Untersuchungsausschuss

Für Auskunftspersonen besteht nach § 33 Abs 1 VO-UA eine Aussage- und 
Wahrheitspflicht.30 Darüber hinaus enthält die VO-UA grundsätzlich keine Re-
gelungen, welche die Auskunftspersonen in ihrer Aussage bzw bei der Beant-
wortung der Fragen einschränken. Es liegt in der Eigenverantwortung der Aus-
kunftspersonen, wie und in welchem Umfang sie auf Fragen im Untersuchungs-
ausschuss antworten.  

Strafrechtlich abgesichert ist die Wahrheitspflicht der Auskunftsperson 
durch den Tatbestand der falschen Beweisaussage nach § 288 StGB. Gem § 288 
Abs 3 StGB ist nach § 288 Abs 1 und 2 auch strafbar, wer eine der in Abs 1 und 2 
genannten Handlungen im Verfahren vor einem Untersuchungsausschuss des 
Nationalrats begeht. Damit ist strafbar, wer als Auskunftsperson bei seiner förm-
lichen Vernehmung zur Sache falsch aussagt.  

Falsch ist eine Beweisaussage, wenn der Aussageinhalt mit der Wirklichkeit 
nicht übereinstimmt, also objektiv unrichtig ist.31 Dies ist dann der Fall, wenn 
ein Widerspruch zwischen ihrem Inhalt und dem tatsächlichen (objektiven) Ge-
schehen oder Zustand, also ein „Widerspruch zwischen Wort und Wirklichkeit“ 
besteht.32 Falsch ist demnach eine Aussage, wenn der Bericht des Zeugen oder 
___________________ 
29 EGMR 18.02.2016, 6091/06 (Rywin/PL). 
30 Schrefler-König/Loretto, Verfahrensordnung, § 33 Anm 2; Parlament, Handbuch 

Rz 412. 
31 Plöchl in Höpfel/Ratz (Hg), WK2 StGB (318. Lfg 2017) § 288 Rz 27; Zöchbauer/ 

Bauer in Leukauf/Steininger (Hg), StGB4 (2017) § 288 Rz 9. 
32 Plöchl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 288 Rz 27. 
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der Auskunftsperson den Tatsachen nicht entspricht,33 der Aussageinhalt also mit
dem „wirklichen Stand der Dinge“ nicht übereinstimmt. Für die Frage, ob eine 
Aussage falsch ist, kommt es nicht darauf an, dass die Auskunftsperson die Un-
wahrheit sagen wollte. Dies ist allein für die subjektive Tatseite relevant. 

Eine Aussage ist nach hM auch dann falsch, wenn sie unvollständig ist, weil 
der Zeuge oder die Auskunftsperson erhebliche Umstände verschweigt.34 Dies 
gilt auch dann, wenn der Zeuge nicht ausdrücklich nach den von ihm verschwie-
genen Tatsachen gefragt wurde.35 Eine unvollständige Aussage ist so lange falsch, 
als die verschwiegenen Tatsachen nicht gänzlich außerhalb des Beweisthemas lie-
gen und die Aussage den Anschein der Vollständigkeit in Bezug auf das Beweis-
thema erweckt.36 Werden allerdings Umstände verschwiegen, die erkennbar nicht 
zum Vernehmungsgegenstand gehören, ist dies nicht strafbar.37 

Immer wieder wurde in jüngerer Vergangenheit – ua, aber nicht nur als Ar-
gument der Verteidigung – vorgebracht, dass es einen wesentlichen Unterschied 
gebe, ob eine Person vor Gericht oder vor dem Untersuchungsausschuss aussage: 
Anders als bei einer Aussage vor Gericht solle es keine Pflicht zu einer vollstän-
digen Aussage geben, eine unvollständige Aussage daher nicht tatbestandsmäßig 
sein.38 

Aus der Strafbestimmung des § 288 StGB ergibt sich eine derartige Differen-
zierung nicht. Dieser spricht in Abs 1 in Bezug auf Zeugen schlicht von einer 
falschen Aussage, Abs 3 verweist auf die in Abs 1 genannten Handlungen, ohne 
eine Einschränkung vorzunehmen. Man könnte argumentieren, dass § 33 Abs 1 
VO-UA nur von einer Pflicht der Auskunftsperson spricht, in der Befragung 
wahrheitsgemäß zu antworten, während § 154 Abs 2 StPO den Zeugen verpflich-
tet, wahrheitsgemäß und vollständig auszusagen. Vorbild für die VO-UA war 
jedoch auch hier die ZPO,39 und auch diese spricht lediglich von der Pflicht, die 
Wahrheit zu sagen (vgl § 338 Abs 1 ZPO). Dennoch wird auch dort von einer 
Pflicht zur Vollständigkeit der Aussage ausgegangen.40  

___________________ 
33  Rittler, Lehrbuch des Österreichischen Strafrechts II (1962) 424 f. 
34  Plöchl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 288 Rz 28; Zöchbauer/Bauer in Leukauf/Steinin-

ger, StGB4 § 288 Rz 12. 
35  RIS-Justiz RS0096135. 
36  SSt 30/86; SSt 45/21 = EvBl 1975/118. 
37  OGH 17.10.1967, 12 Os 208/67 nv. 
38  Vgl bspw <https://diepresse.com/19719577/falschaussage-prozess-kurz-meldet-sich-

vor-olg-termin-zu-wort> (abgerufen am 20.06.2025). 
39  IA 507/A BlgNR XX. GP 16 ff; AB 871 BlgNR XX. GP 4 f, 13. 
40  Vgl Fasching, Lehrbuch des österreichischen Zivilprozessrechts2 (1990) Rz 987 und 

981; Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht9 (2017) Rz 865.  
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Eine falsche Aussage kann eben auch darin liegen, dass nicht alle wesentli-
chen mit dem Vernehmungsgegenstand zusammenhängenden Tatsachen und Um-
stände gesagt werden. Denn durch die Unvollständigkeit kann der Gesamtinhalt 
der Aussage falsch werden, weil durch das Verschweigen von Tatsachen und Um-
ständen ein Gesamtbild vermittelt wird, das nicht mit der Realität überein-
stimmt.41 Dies soll anhand eines Beispiels veranschaulicht werden: Der Spitzen-
politiker P wird gefragt, ob er den Industriellen X im Jahr 2017 getroffen habe. 
P antwortet daraufhin, dass er den X im Februar 2017 nicht getroffen habe, was 
auch tatsächlich zutrifft. Allerdings hat P diesen im Jänner und April 2017 ge-
troffen. Die Aussage „Ich habe ihn im Februar 2017 nicht getroffen.“ ist somit 
für sich genommen zwar richtig, dennoch vermittelt die Unvollständigkeit der 
Aussage ein falsches Bild davon, was tatsächlich geschehen ist. Solche Verhal-
tensweisen als nicht tatbildmäßig anzusehen, würde dem Umstand nicht gerecht 
werden, dass ein falscher Eindruck dadurch herbeigeführt wird, dass nicht alle 
wesentlichen Informationen gegeben werden. Werden Umstände verschwiegen, 
die ersichtlich nicht zum Vernehmungsgegenstand gehören, ist dies aber straf-
los.42 

Das rein auf den Wortlaut der UA-VO bezogene Argument, dass diese bloß 
eine wahrheitsgemäße Aussage von der Auskunftsperson verlangt, vermag daher 
nicht zu überzeugen.43 Indem durch eine unvollständige Aussage der Eindruck 
erweckt wird, die Aussage enthalte alle für das Beweisthema wesentlichen Tat-
sachen, obwohl dies nicht der Fall ist, weicht der Inhalt auch von der (vollstän-
digen) Wahrheit ab und ist der Unwertgehalt gleich wie jener einer inhaltlich 
unrichtigen Aussage.  

Wesentlich bei der Anwendung des § 288 StGB auf Auskunftspersonen vor 
einem Untersuchungsausschuss ist allerdings, dass für die Beurteilung, ob eine 
falsche oder unvollständige Aussage vorliegt, nicht (bloß) einzelne Sätze heraus-
gegriffen werden, sondern auf das Gesamtbild abgestellt wird, das sich aus der 
Gesamtheit der Aussagen ergibt. Nur wenn sich aus dem Gesamtbild der Befra-
gung ergibt, dass der Inhalt der Aussage nicht der Wahrheit entspricht, ist von 
einer Falschaussage auszugehen. Die Befragung von Auskunftspersonen vor dem 
Untersuchungsausschuss dauert in der Regel mehrere Stunden, Fragen werden 
oft unstrukturiert gestellt. Dies kann uU dazu führen, dass einzelne Antworten 
inhaltlich unrichtig oder unvollständig sind. Innerhalb mehrerer Stunden wird 
sich in der Regel aber auch die Gelegenheit bieten, falsche oder unvollständige 
___________________ 
41 Plöchl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 288 Rz 28. 
42 Zöchbauer/Bauer in Leukauf/Steininger, StGB4 § 288 Rz 9; Michel-Kwapinski/Oshi-

dari, StGB15 (2025) § 288 Rz 6; Hinterhofer/Rosbaud, BT II7 (2022) § 288 Rz 18. 
43 Ebenso Reindl-Krauskopf, ÖJZ 2024, 801. 
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Aussagen richtigzustellen oder zu vervollständigen. Eine Gesamtbetrachtung bie-
tet der Auskunftsperson, die sich in einer Stresssituation befindet, die Möglich-
keit, falsche Aussagen im Zuge der Befragung richtigzustellen, ohne dass die ein-
zelne Aussage für sich genommen zu einer Strafbarkeit führt.  

Das OLG Wien begründete den Freispruch des ehemaligen Bundeskanzlers 
Kurz44 damit, dass die Entscheidungsfrage der Abgeordneten, ob er selbst in die 
Besetzung des Aufsichtsrates der ÖBAG eingebunden gewesen sei, mit „Ja“ rich-
tig und vollständig beantwortet habe. Damit seien keine erheblichen Tatsachen 
verschwiegen worden, weil in der Folge dazu keine Fragen mehr gestellt worden 
seien. Diese Begründung wirft in mehrerlei Hinsicht Fragen auf. Sie weicht zu-
mindest insofern von der bisherigen Rsp ab, als es danach für die Vollständigkeit 
gerade nicht darauf ankommen soll, ob weitere Fragen gestellt werden. Losge-
löst vom konkreten Fall erfasst die bloße Bewertung der Beantwortung einer Ent-
scheidungsfrage mit „Ja“ oder „Nein“ noch nicht unbedingt den gesamten Be-
deutungsgehalt einer Aussage, weil eine Relativierung oder Einschränkung der 
Aussage nachfolgen könnte, welche die Bedeutung des „Ja“ oder „Nein“ ins Ge-
genteil verkehren kann. 

Die Wahrheits- und Vollständigkeitspflicht trifft die Auskunftsperson auch 
dann, wenn gegen sie (parallel) ein Strafverfahren läuft oder sie sich durch die 
Aussage der strafrechtlichen Verfolgung aussetzen würde. Dem „nemo-tenetur“-
Grundsatz wird dadurch entsprochen, dass sich die Auskunftsperson bei Beste-
hen einer solchen Gefahr der Aussage entschlagen kann und Fragen überhaupt 
nicht beantworten muss. Sagt sie aber aus, ist bei einer falschen Aussage der Tat-
bestand des § 288 StGB erfüllt. Auch diesbezüglich unterscheidet sich der Un-
tersuchungsausschuss nicht wesentlich vom Strafverfahren, wo ein Zeuge auch 
nur die Möglichkeit hat, bei der Gefahr der Selbstbelastung (oder anderen Aus-
sageverweigerungsgründen) die Beantwortung der Frage zu verweigern, sonst 
aber an die Wahrheitspflicht gebunden ist. 

Voraussetzung für eine Strafbarkeit ist, dass die Auskunftsperson vorsätzlich 
falsch aussagt. Bedingter Vorsatz reicht aus, es ist also weder erforderlich, dass 
der Täter weiß, dass seine Aussagen unrichtig sind, noch muss er die Absicht 
haben, falsch auszusagen. Es genügt, dass die Auskunftsperson es ernstlich für 
möglich hält, dass ihre Aussagen unrichtig sind, und damit in Kauf nimmt, dass 
die Abgeordneten falsch informiert werden. Wenn sich jemand falsch erinnert, 
handelt er nicht mit dem Vorsatz, falsch auszusagen.  

___________________ 
44  Die schriftliche Ausfertigung der Entscheidung lag zum Zeitpunkt der Fertigstellung 

des Manuskripts noch nicht vor. 

L
iz
en
zi
er
tf
ür
W
ir
ts
ch
af
ts
un
iv
er
si
tä
tW
ie
n
/U
ni
ve
rs
it
ät
sb
ib
li
ot
he
k
am
30
.0
4.
20
26
um
14
:3
4
U
hr

BiblioScout



Parlamentarische Untersuchungsausschüsse und der „nemo tenetur“-Grundsatz

571 

B. Aussagenotstand

Einen Beitrag zur Entspannung des Verhältnisses zwischen „nemo tenetur“-
Grundsatz und Aussagen vor dem Untersuchungsausschuss kann der Entschul-
digungsgrund des Aussagenotstands nach § 290 StGB leisten. Dieser stellt auf 
die Konfliktsituation ab, in der sich Zeugen oder Auskunftspersonen befinden 
können, wenn eine wahrheitsgemäße Aussage für sie selbst oder für Angehörige 
Schande oder die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines unmittelbaren 
und bedeutenden vermögensrechtlichen Nachteils mit sich bringen würde, so-
fern diesem Konflikt mit den gesetzlich vorgesehenen Aussagebefreiungsgrün-
den nicht hinreichend Rechnung getragen werden kann.45 Nach § 290 StGB ist 
nicht strafbar, wer eine falsche Beweisaussage ablegt, um von sich oder einem 
Angehörigen die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung abzuwenden, wenn er über-
dies von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses befreit war oder 
hätte befreit werden können und wenn er 
– nicht wusste, dass dies der Fall war, 
– den Befreiungsgrund nicht geoffenbart hat, um die schon aus der Offenba-

rung drohenden Folgen der bezeichneten Art abzuwenden, oder 
– zur Ablegung der Aussage zu Unrecht verhalten worden ist. 
Der Täter ist jedoch auch bei Vorliegen dieser Voraussetzungen verpflichtet, wahr-
heitsgemäß auszusagen, wenn ihm dies im Hinblick auf den aus der falschen 
Aussage einem anderen drohenden Nachteil dennoch zuzumuten ist. 

Ein spezieller Entschuldigungsgrund für Untersuchungsausschüsse, der auf 
die unter Wahrheitspflicht stehenden Auskunftspersonen abstellt und diese Zu-
mutbarkeitsprüfung nicht voraussetzt, findet sich in Abs 1a. Wenn sich die Un-
tersuchung des Untersuchungsausschusses gegen die Auskunftsperson gerichtet 
und sie eine falsche Beweisaussage abgelegt hat, um die Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung von sich abzuwenden, ist die Auskunftsperson nicht zu bestrafen. 
Hinter dieser Regelung steht die Überlegung, dass die Auskunftsperson zwar 
die Möglichkeit hätte, sich der Aussage zu entschlagen, wenn sie sich selbst be-
lasten würde, der Untersuchungsausschuss daraus jedoch seine Schlüsse ziehen 
würde. So könnte eine Entschlagung einer Person, die selbst von der Untersu-
chung betroffen ist, als Schuldeingeständnis interpretiert werden.46 Der Straf-
ausschließungsgrund gilt allerdings ausschließlich für jene Personen, gegen die 
sich die Untersuchung des Untersuchungsausschusses richtet.47 Da sich die Un-
tersuchungen des Untersuchungsausschusses aber nicht gegen einzelne Personen 
___________________ 
45 EBRV 1971, 438 f. 
46 Plöchl in Höpfel/Ratz (Hg), WK2 StGB (318. Lfg 2017) § 290 Rz 8. 
47 Bericht des Geschäftsordnungsausschusses 871 BlgNR XX. GP 7. 
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richten, sondern einen Vorgang im Bereich der Vollziehung des Bundes zum Ge-
genstand haben, passt der Wortlaut der Bestimmung nicht zu den Regelungen 
über den Untersuchungsausschuss. Sie ist wohl so zu verstehen, dass ein Aussa-
genotstand nach Abs 1a dann vorliegt, wenn eine Auskunftsperson eine der han-
delnden Personen im zu untersuchenden Vorgang war.48 

Voraussetzung für einen Aussagenotstand ist, dass sich die Auskunftsperson 
konkret durch die wahrheitswidrige Beantwortung einer Frage der Gefahr straf-
rechtlicher Verfolgung durch die zuständigen Strafverfolgungsbehörden aussetzen 
würde, dh diese dazu veranlasst würden, Ermittlungen zur Aufklärung des durch 
die Aussage entstandenen Verdachts vorzunehmen oder zu veranlassen.49 Eine sol-
che konkrete Gefahr ist dann anzunehmen, wenn sich die Auskunftsperson mit 
der wahrheitsgemäßen Beantwortung der Frage selbst der Begehung einer straf-
baren Handlung bezichtigen würde.50 Es muss daher die Aussage selbst die Ge-
fahr einer strafrechtlichen Verfolgung mit sich bringen. Eine allgemeine (vage) 
Angst vor einer strafrechtlichen Verfolgung ist nicht ausreichend. Auch die Angst, 
der politische Gegner könnte es darauf abgesehen haben, die Auskunftsperson 
der strafrechtlichen Verfolgung auszusetzen, begründet keine Notstandssituation. 
Würde mit der wahrheitsgemäßen Beantwortung der Frage kein strafrechtlich re-
levantes Verhalten eingestanden, ist damit auch keine Notstandssituation gegeben.  

Es geht darum, dass der Inhalt der konkreten wahrheitsgemäßen Aussage die 
Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung mit sich gebracht hätte. Da sich auch 
die Aussageverweigerungsgründe des § 43 VO-UA auf einzelne Fragen bezie-
hen, kommt auch ein Aussagenotstand nur in Bezug auf die Beantwortung ein-
zelner Fragen in Betracht. Eine solche Gefahr kann insb dadurch begründet wer-
den, dass sich die Auskunftsperson selbst der Begehung oder Beteiligung an einer 
strafbaren Handlung bezichtigen würde.51 Von der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung ist dann auszugehen, wenn die Gefahr besteht, dass aufgrund eines An-
fangsverdachts Ermittlungen geführt werden, und zwar auch dann, wenn sich in 
der Folge das Vorliegen des Anfangsverdachts nicht bestätigt.52 

Wird die Auskunftsperson bereits strafrechtlich verfolgt, ist zu unterschei-
den: Zeigt sich die Auskunftsperson im laufenden Strafverfahren geständig, liegt 

___________________ 
48  Vgl Reindl-Krauskopf, ÖJZ 2024, 805; Huber, Untersuchungsausschüsse und Straf-

recht, in Lewisch (Hg), Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit (2023) 206 
(212). 

49  Plöchl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 290 Rz 8.  
50  Zöchbauer/Bauer in Leukauf/Steininger, StGB4 § 290 Rz 5; Hinterhofer/Rosbaud, 

BT II7 § 290 Rz 9. 
51  Plöchl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 290 Rz 8; Zöchbauer/Bauer in Leukauf/Steinin-

ger, StGB4 § 290 Rz 5. 
52  Plöchl in Höpfel/Ratz, WK2 StGB § 290 Rz 8. 
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keine Notstandssituation vor. Sofern sie sich nicht darüber hinaus einer straf-
rechtlichen Verfolgung aussetzen würde, kann sie sich nicht auf Notstand beru-
fen. Bestreitet die Auskunftsperson aber die gegen sie erhobenen Vorwürfe, kann 
weiterhin die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung bestehen und eine Notstands-
situation vorliegen.  

 

VI. Conclusio

Die Pflicht der Auskunftsperson, vor dem parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss wahrheitsgemäß auszusagen, kann vor allem dann zu einem Spannungs-
verhältnis mit dem „nemo tenetur“-Grundsatz führen, wenn es um Verhaltens-
weisen mit politischer Relevanz geht, die möglicherweise auch eine Strafbarkeit 
begründen könnten. Untersuchungsausschüsse erst nach Abschluss des Strafver-
fahrens durchzuführen, würde zwar die durch die Parallelität entstandenen Frik-
tionen beseitigen, es würde aber aufgrund der Dauer der Strafverfahren in vielen 
der politisch relevanten Fälle die Tätigkeit des Untersuchungsausschusses ad ab-
surdum führen, weil es wenig Sinn machen würde, einen Untersuchungsausschuss 
erst viele Jahre nach dem Geschehen abzuhalten. Spannungsfelder, die durch das 
Nebeneinander entstehen, lassen sich allerdings durch die geltenden Verfah-
rensvorschriften durchwegs auflösen, da die VO-UA im Wesentlichen dieselben 
Aussageverweigerungsgründe wie die StPO vorsieht. Will man dem Untersu-
chungsausschuss nicht die politische Relevanz nehmen, ist es erforderlich, an der 
Wahrheitspflicht für Auskunftspersonen festzuhalten. Für die Beurteilung, ob die 
Aussage falsch oder unvollständig und damit strafbar nach § 288 StGB ist, sind 
allerdings die Aussagen im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zu beurteilen, wo-
bei zu berücksichtigen ist, dass Untersuchungsausschüsse weniger strukturiert 
und formalisiert ablaufen als eine Gerichtsverhandlung. 
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